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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. November 1952 

7 - 80604 - 2937/52 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Vereinbarung 
zur Ergänzung des Allgemeinen Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Frankreich über die Soziale Sicherheit vom 10. 
Juli 1950 und das Zusatzprotokoll zur Vierten 
Zusatzvereinbarung zum Allgemeinen Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Frankreich über die Soziale Sicherheit vom 

10. Juli 1950 

nebst Begründung und zweisprachigem Text der Vereinbarung und 
des Zusatzprotokolls mit der Bitte, die Besdilußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit. 

Der Bundesrat hat in seiner 95. Sitzung am 7. November 1952 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30. 
und Wiesbaden. Nietzschestraße 1 



Entwurf eines Gesetzes 


über die Vereinbarung zur Ergänzung des Allgemeinen Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Frankreich über die Soziale 
Sicherheit vom 10. Juli 1950 und das Zusatzprotokoll zur Vierten Zusatz- 
vereinbarung zum Allgemeinen Abkommen zwischen der Bundesrepublik 


Deutschland und Frankreich über die 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Der in Paris am 3. April 1952 Unterzeich- 
neten Vereinbarung zur Ergänzung des Allge- 
meinen Abkommens zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und Frankreich über die 
Soziale Sicherheit vom 10. Juli 1950 und dem 
am gleichen Tage in Paris Unterzeichneten 
Zusatzprotokoll zur Vierten Zusatzverein- 
barung zum Allgemeinen Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und Frank- 
reich über die Soziale Sicherheit vom 10. Juli 
1950 (Gesetz vom 18. Oktober 1951 — 

Bundesgesetzbl. II S. 177 — ) wird zuge- 
stimmt. 


Soziale Sicherheit vom 10. Juli 1950 


Artikel 2 

Die Vereinbarung und das Zusatzprotokoll 
werden nachstehend mit Gesetzeskraft ver- 
öffentlicht. Der Tag, an dem die Verein- 
barung nach ihrem Artikel 2 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom glei- 
chen Tage in Kraft, an dem das Gesetz über 
das Allgemeine Abkommen zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und Frankreich über 
die Soziale Sicherheit nebst vier Zusatzver- 
einbarungen und drei Protokollen vom 
18. Oktober 1951 (Bundesgesetzbl. II S. 177) 
in Kraft getreten ist. 


Begründung 


l.Zu der am 3. April 1952 Unterzeichneten 
Vereinbarung zur Ergänzung des Allge- 
meinen Abkommens zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und Frankreich über 
die Soziale Sicherheit vom 10. Juli 1950 

Der Artikel 4 des Allgemeinen Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Frankreich über die Soziale Sicher- 
heit vom 10. Juli 1950 in der Fassung 
des Gesetzes vom 18. Oktober 1951 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 177) regelt die Versicherungs- 
zuständigkeit der in deutschen oder französi- 
schen konsularischen Dienststellen beschäftig- 
ten Arbeitnehmer. Inzwischen hat die Bundes- 
republik Deutschland in Paris eine diploma- 
tische Vertretung errichtet. Mit der Errichtung 
einer diplomatischen Vertretung Frankreichs 
in der Bundesrepublik Deutschland ist in ab- 
sehbarer Zeit zu rechnen. Aus diesen Gründen 


war es notwendig, den Geltungsbereich des 
Artikels 4 des Abkommens auch auf Arbeit- 
nehmer bei diplomatischen Dienststellen aus- 
zudehnen. Dies ist durch die Ergänzungsver- 
einbarung vom 3. April 1952 geschehen. 

2. Zu dem am 3. April 1952 Unterzeichneten 
Zusatzprotokoll zur Vierten Zusatzver- 
einbarung zum Allgemeinen Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Frankreich über die Soziale Sicherheit 
vom 10. Juli 1950 

Es hat sich die Notwendigkeit ergeben, dem 
Artikel 3 § 1 Abs. 2 der Vierten Zusatzver- 
einbarung zum Allgemeinen Abkommen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
Frankreich über die Soziale Sicherheit vom 
10. Juli 1950 eine andere Fassung zu geben. 
Nach der bisherigen Fassung gelten die Be- 
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Stimmungen im ersten Absatz des § 1 im Ar- 
tikel 3 für anspruchsberechtigte Familien- 
angehörige der bezeichneten deutschen Ar- 
beitnehmer, wenn und solange diese Ange- 
hörigen in der Bundesrepublik Deutschland 
wohnen. In der Zwischenzeit haben sich einige 
praktische Fälle ergeben, in denen Hinter- 
bliebene von deutschen Arbeitskräften, die in 
der Zeit zwischen dem 8. Mai 1945 und dem 
30. Juni 1950 in Frankreich beschäftigt waren, 
ihren Wohnsitz weder in Frankreich noch in 
der Bundesrepublik Deutschland haben, son- 


A VEN ANT 
ä la Convention Generale 
du 10 juillet 1950 
entre la 

Republique Federale d’Allemagne 
et la France 
sur la Securite Sociale 

Les representants soussignes des Gouverne- 
ments de la Republique Federale d’Allemagne 
et de la Republique Fran^aise ont convenu 
de completer et modifier comme suit la Con- 
vention Generale entre la Republique Fede- 
rale d’Allemagne et la France du 10 juillet 
1950 sur la Securite Sociale : 


A r t i c 1 e 1 er 

L’article 4 de la Convention Generale entre 
la Republique Federale d’Allemagne et la 
France sur la Securite Sociale est abroge et 
remplace par les dispositions suivantes : 

«A r t i c 1 e 4 — 

Les dispositions du paragraphe ler de 
l’article 3 sont applicables aux tra- 
vailleurs salaries ou assimiles, quelle que 
soit leur nationalite, occupes dans les 
postes diplomatiques ou consulaires alle- 
mands ou fran^ais ou qui sont au Ser- 
vice personnel d’agents de ces postes. 


dern sich in einem dritten Land aufhalten. Es 
erscheint gerechtfertigt, auch diese Familien- 
angehörigen der genannten deutschen Arbeit- 
nehmer in die Regelung des Artikels 3 ein- 
zubeziehen. Aus diesem Grunde werden durch 
das Zusatzprotokoll die am Schluß des Ar- 
tikels 3 § 1 Abs. 2 der Vierten Zusatzver- 
einbarung bisher vorgesehenen Worte „wenn 
und solange diese Angehörigen in der Bundes- 
republik Deutschland wohnen“ durch die 
Worte „wenn und solange diese Angehörigen 
außerhalb Frankreichs wohnen“ ersetzt. 


Amtliche deutsche Übersetzung 

VEREINBARUNG 

zur Ergänzung des Allgemeinen Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Frankreich über die Soziale Sicherheit 
vom 10. Juli 1950 


Die Unterzeichneten Vertreter der Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Französischen Republik haben 
vereinbart, das Allgemeine Abkommen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
Frankreich über die Soziale Sidierheit vom 
10. Juli 1950 wie folgt zu ergänzen und ab* 
zuändern: 

Artikel 1 

Der Artikel 4 des Allgemeinen Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Frankreich über die Soziale Sicherheit wird 
aufgehoben und durch die folgenden Bestim- 
mungen ersetzt: 

„Artikel 4 — 

Die Bestimmungen des Artikels 3 § 1 
finden auf die gegen Entgelt beschäftig- 
ten Arbeitnehmer und die ihnen Gleich- 
gestellten, die in deutschen oder fran- 
zösischen diplomatischen oder konsulari- 
schen Dienststellen beschäftigt sind, oder 
im persönlichen Dienst von Bediensteten 
dieser Stellen stehen, ohne Rücksicht auf 
ihre Staatsangehörigkeit Anwendung. 
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Toutefois : 

1. ) — Sont exceptes de Papplication 
du present article les agents diploma- 
tiques et consulaires de carriere, y com- 
pris les fonctionnaires appartenant au 
cadre des chancelleries; 

2. ) — Les travailleurs salaries ou 
assimiles qui appartiennent a la natio- 
nale du pays represente par le poste 
diplomatique ou consulaire et qui ne sont 
pas fixes definitivement dans le pays ou 
ils sont occupes, restent soumis a Pappli- 
cation de la legislation de leur pays 
d’origine. Toutefois, ils peuvent, si le 
Gouvernement du pays represente par ce 
poste diplomatique ou consulaire y con- 
sent, opter pour Papplication des dispo- 
sitions du paragraphe 1 er de Particle 3». 


Article 2 

Le present Avenant sera ratifie. 

11 entrera en vigueur a une date qui sera 
fixee, d’un commun accord, entre les Gou- 
vernements des deux pays. 


Fait en double exemplaire a PARIS, le 
trois avril mil neuf Cent cinquante deux. 

Une traduction officielle en langue alle- 
mande est jointe au present document. 

Pour le Gouvernement 
de la Republique Federale d’Allemagne 

gez. J. Eckert 

Pour le Gouvernement 
de la Republique Fran^aise 

gez. Jacques Doublet 


Jedoch: 

1. — sind die Berufsdiplomaten und 
die Berufskonsularbeamten einschließlich 
der zum Bereich der Kanzleien gehören- 
den Beamten von der Anwendung dieses 
Artikels ausgenommen, 

2. — unterliegen die gegen Entgelt be- 
schäftigten Arbeitnehmer und die ihnen 
Gleichgestellten, welche die Staatsange- 
hörigkeit des durch die diplomatische 
oder konsularische Dienststelle vertrete- 
nen Landes besitzen und sich nicht end- 
gültig in dem Land, in dem sie beschäf- 
tigt sind, niedergelassen haben, weiter- 
hin der Gesetzgebung ihres Ursprungs- 
landes. Sie haben jedoch mit Zustimmung 
der durch die diplomatischen oder kon- 
sularischen Dienststellen vertretenen Re- 
gierung die Wahl, die Anwendung der 
Bestimmungen im Artikel 3 § 1 für sich 
in Anspruch zu nehmen.“ 

Artikel 2 

Diese Vereinbarung bedarf der Ratifi- 
zierung. 

Sie tritt zu dem Zeitpunkt in Kraft, der 
zwischen den Regierungen der beiden Län- 
der vereinbart wird. 


Geschehen zu PARIS am 3. April 1952 in 
doppelter Ausfertigung. 

Eine amtliche deutsche Übersetzung ist die- 
ser Vereinbarung als Anlage beigefügt. 


Für die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland 

gez. J. Eckert 

Für die Regierung 
der Französischen Republik 

gez. Jacques Doublet 
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ZUSATZPROTOKOLL 

zur Vierten Zusatzvereinbarung zum Allge- 
meinen Abkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und Frankreich über 
die Soziale Sicherheit vom 10. Juli 1950 

Die Unterzeichneten Vertreter haben im 
Namen der Vertragschließenden Teile verein- 
bart, daß der Artikel 3 § 1 Absatz 2 der Vier- 
ten Zusatzvereinbarung zum Allgemeinen Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Frankreich über die Soziale Sicher- 
heit vom 10. Juli 1950 folgende Fassung 
erhält: 

„Die Bestimmungen im ersten Absatz 
gelten auch für anspruchsberechtigte Fa- 
milienangehörige der bezeichneten deut- 
schen Arbeitnehmer, wenn und solange 
diese Angehörigen außerhalb Frankreichs 
wohnen“. 


Geschehen zu PARIS am dritten April 
neunzehnhundertzweiundfünfzig, in doppel- 
ter Ausfertigung in deutscher und französi- 
scher Sprache, wobei der Wortlaut in beiden 
Sprachen verbindlich ist. 


Für die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland 

gez. J. Eckert 


Für die Regierung 
der Französischen Republik 

gez. Jacques Doublet 


PROTOCOLE COMPLEMENTAIRE 

relatif ä PAccord Complementaire n° 4 ä la 
Convention Generale du 10 juillet 1950 entre 
la Republique Federale d’Allemagne et la 
France sur la Securite Sociale 

Les representants soussignes ont, au nom 
des Parties Contractantes, convenu de modifier 
le second alinea de Particle 3, paragraphe 1 er , 
de PAccord complementaire n° 4 ä la Con- 
vention Generale du 10 juillet 1950 entre la 
Republique Federale d’Allemagne et la France 
sur la Securite Sociale comme suit: 

«Les dispositions du premier alinea sont 
applicables aux ayants droit des travail- 
leurs allemands susvises lorsque lesdits 
ayants droit resident hors du territoire 
fran^ais». 


Fait en double exemplaire ä PARIS, le 
trois avril mil neuf cent cinquante deux, en 
allemand et en francais, les deux textes 
faisant egalement foi. 


Pour le Gouvernement 
de la Republique Federale d’Allemagne 

gez. J. Eckert 

de la Republique Federale d’Allemagne 
Pour le Gouvernement 
de la Republique Franfaise 

gez. Jacques Doublet 
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